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Konferenz Bonn-London-Paris
Besorgnis w egen Frankreichs W iderstand gegen die Freihandelszone

Bonn/London (ap/dpa). D er W iderstand Frankreichs gegen 
die Freihandelszone, die am 1. Januar 1959 geschaffen werden 
und den Gemeinsamen M arkt der sechs Staaten der Euro
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ergänzen soll, w ird  das 
Hauptthema der Besprechungen zwischen den Außenministern 
Frankreichs und Großbritanniens am Donnerstag in London 
sein. Darüber hinaus möchte die britische Regierung, daß auch 
die Regierungschefs Frankreichs, Großbritanniens und der 
Bundesrepublik sich auf einer Konferenz m it diesem Thema, 
das die Einheit der europäischen Verbündeten stört, be
schäftigen.

In  Bonn w arn te . der Staats
sekretär im  Bundeswirtschafts
ministerium, Professor Müller- 
Armack, vor einem Scheitern 
der Freihandelszone, da dies 
nicht ohne Rückwirkungen auf 
die Europäische W irtschafts
gemeinschaft bleiben könne. 
Eine Wirtschaftsgemeinschaft 
ohne Freihandelszone sei aber 
nicht denkbar.

Müller-Armack w arf Frank
reich vor, auf der letzten K on 
ferenz des sogenannten Maud- 
ling-Ausschusses in Paris die 
Verhandlungen über die F re i
handelszone erschwert zu haben. 
Nach deutscher Ansicht aber 
seien die Beschlüsse von Vene
d ig und Brüssel über die Schaf- 

. fung dieser Zone verbindlich. 
Frankreich habe damals zur 
Freihandelszone „ ja “  gesagt, 
wenn bestimmte Voraussetzun
gen erfü llt seien. Um so. mehr 
habe jetzt die französische H a l
tung überrascht.

Kompromißplan
W ie  Müller-Armack m itteilte, 

hat die deutsche Delegation auf 
der Pariser Tagung eine Aus
gleichsformel vorgeschlagen, die 
den Ländern der Freihandels
zone unter bestimmten Voraus- 

. Setzungen die Autonomie der 
Zollpolitik beläßt, andererseits 
aber die Interessen der von der 
autonomen Zollpolitik des Lan 
des betroffenen anderen Länder 
berücksichtigt.

Außer Frankreich hätten alle 
Teilnehm er der Konferenz den

deutschen Kompromißplan gut
geheißen. Sowohl bei der Mehr
heit der EW G-Länder als auch 
bei den übrigen e lf OEEC- 
Ländern bestehe im  wesent
lichen E in igkeit darüber, daß 
m it W irkung vom 1. Januar 
1959 wenigstens die Zollsenkun
gen vorgenommen werden soll
ten, die bei Schaffung der 
Freihandelszone vorgenommen 
worden wären. D er Maudling-

Ausschuß w erde am 13. und 
14. November erneut zusammen
treten.

In  Frage und Antw ort stellte 
Müller-Armack w eiter fest, daß 
die Bundesrepublik oder andere 
EW G-Partner beim  Scheitern 
der Freihandelszone nicht daran 
dächten, Ausnahmebestimmun
gen des EW G-Vertrages in A n 
spruch zu nehmen. Eine A u f
lösung der Europäischen Zah
lungsunion als eventuelle F o lge  
gescheiterter Verhandlungen er
wähnte er nicht direkt, ve r
sicherte jedoch, es sei „sehr 
gefährlich, m it der Währung zu 
spielen“  und das System der 
multilateralen Abrechnung in 
F rage  zu stellen. „D ie Konse
quenzen wären nicht abzu
sehen.“

Kontrollstationen in der UdSSR?
Gegensätze der Genier Atomkonferenz noch nickt überbrückt
Genf (ap/dpa). D ie Genfer 

Konferenz der drei Atommächte 
über die Einstellung der Kern
waffenversuche hat sich auf 
ihrer zweiten Arbeitssitzung 
w eder über die Tagesordnung 
der künftigen Sitzungen noch 
über den sowjetischen Entwurf 
fü r ein Abkommen zur E in
stellung der Versuche einigen 
können. Vorschläge fü r die 
Tagesordnung waren sowohl 
von den Westmächten als auch 
von der Sowjetunion eingereicht 
worden. Den Vorsitz der zw ei
stündigen Sitzung hinter ver
schlossenen Türen führte tur
nusgemäß der britische Dele
g ierte Ormsby-Gore.

D er Gegensatz zwischen der 
westlichen und der östlichen 
Auffassung in entscheidenden 
Fragen ist noch unüberbrückt. 
Trotzdem  w ird  das „allgemeine 
Konferenzklim a“ von politischen 
Beobachtern als nicht schlecht

bezeichnet. Im  Konferenzge
bäude hält sich hartnäckig das 
Gerücht, daß die sowjetische 
Delegation bereits ihr E inver
ständnis zur Errichtung von 
Kontrollstationen auf sow je
tischem Gebiet zu erkennen ge
geben hat. Eine entsprechende 
Erklärung gab der sowjetische 
Delegationschef am M ontag vor 
Beginn der Sitzung einer b r i
tischen Frauendelegation.

D er einzige Punkt, über den 
bisher eine form elle Ein igung 
erzielt wurde, w ar der Name 
der Konferenz, die unter dem 
T ite l „Kon ferenz zur Einstel
lung der Kernwaffenversuche“ 
w eitergeführt werden soll. M it 
dieser Form ulierung glaubt 
man, eine Kompromißlösung 
gefunden zu haben, da unter 
„E instellung“ w eder eine defi
n itive „Beendigung“ noch eine 
zeitw eilige „Unterbrechung“ zu 
verstehen ist.



Man spricht 
miteinander

K . W . B .W ie v ie l W idersprüch
liches in der W e lt  möglich ist, 
davon zeugt die Konferenz, die 
am F re itag  im  Genfer Völker
bundpalast begonnen hat. So
w jets  sprechen nun w ieder m it 
Amerikanern und Engländern. 
Sie finden sich zusammen, ob
w ohl Moskau seit Wochen alles 
getan hat, um das Gespräch 
von vornherein zu einer Farce 
zu machen. Soll man sich mehr 
wundern über die Verw egen
heit, m it der trotz ihrer K r ie g 
führung gegen  den W esten die 
Delegierten Moskaus am Genfer 
Verhandlungstisch erschienen 
sind, oder über die geduldige 
Langmut, m it der sich, von 
neuen kräftigen  Noten und 
Zeitungs- und Rundfunkerklä- 
rungen bombardiert, die ameri
kanischen und britischen A b 
gesandten in  Genf an den ge
meinsamen Verhandlungstisch 
setzen? Das schwere Trom m el
feuer, das Gromyko und Sorin 
in  der U NO  gegen alle kon
kreten Absichten der Atom 
konferenz schon im  voraus ab
gefeuert haben, schien die seit 
Ende August geplante neue 
Genfer Konferenz im  voraus 
unmöglich zu machen. Es war 
so herausfordernd, daß die 
Vermutung nahelag, Moskau 
wünsche, den Partnern vom 
Juli dieses Jahres die Absage 
der Konferenz in  den Mund zu 
legen.

ic
D ie U SA  und England ver

droß gew iß  das politische 
Feuergefecht gegen sie, aber 
sie taten den Moskauer kalten 
K riegern  nicht den Gefallen, 
die Konferenz abzusagen. Sie 
ließen sich auch nicht dazu 
hinreißen, als Moskau in  der 
letzten W oche m it seinem V er
halten gegenüber dem m it dem 
Nobelpreis ausgezeichneten P a 
sternak die westliche W e lt  so 
düpierte w ie  nur m it wenigen 
früheren Äußerungen seiner zu
tie fs t terroristischen Natur. 
Man hätte w ohl an eine Geste 
der Demonstration denken kön
nen —• an eine Absage, m it 
denen zu verhandeln, die so 
eklatant das Recht auf Men
schenwürde m it Füßen treten. 
D ie  Stimmung gegen die So
w jetunion, die sogar dem eige*?

nen Staatsbürger das Recht 
nimmt, die Anerkennung einer 
überparteilichen, weltweiten 
Fachwelt entgegenzunehmen, ist 
mächtig angeschwollen. Der 
Mensch in  den westlichen und 
neutralen Breiten des Erdballs 
spürt deutlicher als bei den 
Problem en der Tagespolitik , 
daß es sich bei dem A n griff auf 
den Sow jetbürger Boris Paster
nak um den A n griff auf den 
Menschen, um die grenzenlose 
Mißachtung des Menschen über
haupt handelt. D ie ganze fre i 
denkende W e lt  füh lt sich durch 
die Vorgänge um Pasternak so 
sehr beleid igt, w e il ja  sehr 
v ie le  Menschen in  ih r bereit 
waren, an eine, wenn auch be
scheidene L iberalis ierung im 
sowjetischen System zu glauben 
oder zumindest darauf zu hof
fen. Der F a ll Pasternak hat 
m it einer demonstrativen H e f
tigk eit nicht nur die F ra g 
w ürdigkeit der Sowjetunion in 
politischen, sondern auch in 
allen menschlichen Problem en 
als aktuelle Erkenntnis auf
geworfen. Dies besonders fü r 
die, die m it tumber Beredsam
keit seit langem dafür warben, 
in  den Absprachen der Sow jet
union doch endlich die gleiche 
Redlichkeit der Absichten zu 
erkennen, w ie  die Moskauer 
dies m it ih rer Propaganda 
kundtun.

*
Obwohl solche böse Ernüchte

rung uns an die menschen
verachtende P o litik  der Sow jet
union zwingend erinnert, müs
sen w ir  ih r Auge in  Auge 
gegenübertreten. D er W esten 
kann das nicht tun, indem er 
sich auf den Standpunkt stellt, 
A tom kontrolle etwa habe nichts 
m it der Unterdrückung der 
F reihe it zu tun. E r  kann nicht 
an den Verhandlungstisch tre
ten m it dem Wunsch, das P o li
tische und Ideologische auszu
klammern und sich streng an 
die po litik freie Sachlichkeit zu 
halten. W enn auch der w est
liche Verhandlungspartner es 
vermöchte, sich lediglich auf 
das Gespräch über die Sache zu 
konzentrieren —  der sow je
tische stellt, ohne daß es dem 
westlichen Beobachter vielleicht 
immer erkennbar w ird , den 
politischen Zweck vo r die zu 
verhandelnde Sache. Für die 
je tz t in  Genf eingeleitete E x
pertenkonferenz g ilt  dies schon 
in  erhöhtem Maße. Man w ar 
auf westlicher. Seite geneigt,.

die im  Sommer in  Genf zw i
schen sowjetischen, amerika
nischen und britischen Sach
verständigen erfolgreich abge
schlossene Übereinkunft über 
die M öglichkeit der Kontro lle 
von Atomexplosionen lediglich 
als einen E r fo lg  po litik freier 
sachlicher «Beratungen anzu
sehen. Den sowjetischen W is 
senschaftlern w ar jedoch in  
diesen Genfer Sommerwochen 
nicht ohne Grund schon ihr 
je tz iger Delegationschef, Bot
schafter Tscharapkin, beigesellt.

*
D er Genfer Konferenz sagt 

heute niemand einen ähnlich 
günstigen Verlau f w ie  der Zu
sammenkunft der W issenschaft
le r  vom  Juli voraus; denn die 
Forderungen der Sowjets sind 
allzu deutlich von der Absicht 
bestimmt, die eigene Rüstungs
stärke durch einen Verzicht des 
Westens auf seine einzige Über
legenheit, die Atomrüstung, 
noch mehr zu erhöhen. Das 
macht die Genfer Konferenz 
natürlich zu einer politischen 
Konferenz größten Stils. D ie 
westlichen Verhandlungspartner 
werden deshalb um so k rä ftiger 
bestrebt sein, sie von dem pro
pagandistischen N ebel zu be
freien, m it dem die Sowjets, 
wenn sie nun schon nach Genf 
gekommen sind, den realpoli
tischen E rtrag  der Konferenz 
in  F rage  stellen. Natürlich 
k lin gt dem arglosen Beobachter 
der angenehmer in  den Ohren, 
der fü r  den bedingungslosen 
Verzicht von Atom  explosionen 
fü r  a lle Zeiten ein tritt —  als 
der, der zunächst einmal eine 
gemeinsame Einstellung der 
Versuche fü r ein Jahr befür
w ortet. Bei den Verhandlungen 
m it den sowjetischen Partnern 
aber ist eben A rg los igkeit heute 
mehr als früher noch ein 
schlechter H elfer. Man soll sich 
erinnern, daß die Sow jets vor 
noch nicht langer Zeit den 
Wunsch nach einem Atom explo
sionsverzicht auf zwei Jahre 
ausgesprochen haben. Das w ar 
zu einer Zeit, als sie noch nicht 
das amerikanische Potential 
übersahen und selbst w e it  zu
rücklagen. Heute haben sie 
trotz ihrer unvergleichlich um
fangreichen konventionellen 
Rüstungsstärke auch atomar 
k rä ftig  nachgeholt. Nun wollen 
sie das Ganze. Sie sagen; 
Schluß m it allen weiteren Atom-
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explosionen fü r a lle Zeiten. Da 
sie wissen, daß ihnen damit in 
der T a t das Alleinrecht auf die 
Bewaffnung der W e lt  zufiele, 
s ie aber nicht annehmen kön
nen, daß sich solchermaßen der 
W esten fre iw illig  unter die 
Knute Moskaus beugen würde, 
muß man befürchten, daß sie 
überhaupt an keiner Beschrän
kung der Atomrüstung inter
essiert sind.

ic
D ies herauszufinden, w ird  

nicht das unwichtigste Z iel der 
Genfer Tagungswochen sein. 
Eine Abrüstungskonferenz w ird  
sie und auch die ihr am 10. N o 
vem ber fo lgende weitere K on 
ferenz nicht sein. Aber sie kann 
echte Voraussetzungen fü r eine 
künftige Abrüstung schaffen —

Berlin  (Eigenmeldung). D ie 
kommunistische „Berliner Zei
tung“ behauptete in  einem 
Kommentar, daß bisher noch 
kein einziger rückgekehrter So- 
w jetzonen-Flüchtling allein w e
gen Republikflucht bestraft 
worden sei. Das Ostberliner 
B latt beschuldigte die w est
deutschen Behörden in  diesem 
Zusammenhang, die Rückkehr 
von Sowjetzonen-Flüchtlingen 
m it allen M itteln  zu verhindern 
und das Gerücht zu verbreiten, 
daß jeder Rückkehrer nach dem 
sowjetzonalen Paßgesetz m it 
mindestens sechs Monaten Ge
fängnis zu rechnen habe. Da
gegen betonte das B latt: „W ir  
bestrafen nicht die Opfer der 
psychologischen Kriegführung. 
W er natürlich bei seiner Repu
blikflucht auch noch eine fremde 
Kasse mitnahm, kann bei seiner 
Rückkehr nicht erwarten, daß 
Justitia dazu beide Augen zu
drückt.“
Gegenteilige Beispiele

D er „Untersuchungsausschuß 
freiheitlicher Juristen“ hat die 
Behauptung der kommunisti
schen „Berliner Zeitung“  nach
drücklich als unrichtig bezeich
net. Unter mehreren Beispielen 
nennt der Ausschuß die am 
16. A pril dieses Jahres erfo lgte 
Verurteilung der fre iw illig  zu
rückgekehrten Angestellten 
M argot Frobel durch das Osl- 
berliner Stadtgericht zu zehn 
Monaten Gefängnis wegen „R e-

wenn sie die Sow jets hart
näckig nötigt, einzugestehen, 
daß Verhandlungen über den 
Abbau der Atomrüstung nur als 
T e il einer allgemeinen Ab- 
rüstungs-Kontrollbewegung ge
führt werden können. D ie  So
w jets  w ollen  an dieser Gesamt
verantwortung Vorbeigehen. 
Wenn man sich m it ihnen zu
sammensetzt, w ird  man jedes 
Verhandlungsdetail unter die 
Notw endigkeit solcher Gesamt
verantwortung stellen müssen. 
Das muß der Propagandadiplo- 
m atie des Krem ls den W ind 
aus den Segeln nehmen, so
w en ig w e it man auf dem W eg  
der Verständigung zunächst 
auch damit kommen w ird . Zur 
echten M itverantwortung fü r 
die Befriedung der W e lt  aber 
kann man anders Moskau nicht 
bringen.

publikflucht“ . W egen  des g le i
chen Deliktes erhielt der eben
fa lls fre iw illig  aus der Bundes
republik zurückgekehrte H orst 
Bernhardt erst am 6. Oktober 
dieses Jahres vom  gleichen Ge
richt eine viermonatige Ge
fängnisstrafe. In  beiden Fällen  
lagen dem U rteil keine krim i
nellen Verfehlungen zugrunde. 
Nach Feststellungen des Unter
suchungsausschusses leiten  die

N ew  Y ork  (dpa). D er P o li
tische Ausschuß der U NO -Voll
versammlung appellierte in  
einer Resolution an die Sow jet
union, die U SA und Großbritan
nien, während der Genfer Kon
ferenz keine neuen Atomwaffen
versuche zu unternehmen. Bei 
der Abstimmung über diese 
westliche Resolution zeigte sich 
die Isolierung des Sow jet
blocks in der Abrüstungsfrage. 
D ie  Entschließung wurde m it 
49 Stimmen bei neun Ablehnun
gen und 23 Enthaltungen an
genommen. Gegen die Resolu
tion stimmten die neun Länder 
des Ostblocks.

In  der Entschließung, die der 
UNO-Vollversammlung zur B il
ligung vorge leg t w ird, werden 
alle Staaten, die gegenwärtig 
keine Kernwaffen erzeugen, auf
gefordert, keine Vorbereitungen

Zonenbehörden außerdem in  je 
dem F a ll gegen Sowjetzonen^ 
Flüchtlinge Fahndungsmaßnah
men ein.

Pankow bildet Agenten ans
Lüneburg (dpa). V or der P o li

tischen Strafkammer des Land
gerichts in  Lüneburg berichtete 
je tz t  ein Zeuge eingehend über 
die systematische Ausbildung 
von Agenten der Sowjetzonen- 
Gewerkschaft FD G B  und über 
deren Arbeitsweise in  der Bun
desrepublik. Der Zeuge ist ein 
in  die Bundesrepublik geflüch
teter ehemaliger Sowjetzonen- 
Agent.

Nach den Angaben dieses 
Mannes werden ausgesuchte 
„linientreue“ SED- und FDGB- 
M itg lieder in  einer Sonderschule 
des FD G B  in  Strausberg bei 
Berlin  zu Diskussionsleitern 
und Instrukteuren ausgebildet. 
D ie Sonderschule ist als Ferien 
heim getarnt. D ie  Schulungs
teilnehmer werden, w ie  der 
Zeuge berichtet, unter anderem 
darauf gedrillt, Verbindung m it 
Vereinen in  der Bundesrepublik 
aufzunehmen, die schon einmal 
in  der Sowjetzone zu Gast 
waren. In  der Bundesrepublik 
gebe es ein gutorganisiertes 
N etz  von H elfershelfern, die 
die Agenten empfangen, w eiter
leiten  und fü r sie Verbindungen 
zu den Betrieben und Vereinen 
herstellen.

zur Produktion solcher W affen  
zu treffen. Frankreich, das bis
her noch keine Kernwaffenver
suche vorgenommen hat, ge
hörte zu den Ländern, die sich 
der Stimme enthielten.

Noch eindeutiger fü r den 
W esten ve r lie f die Abstimmung 
über einen Antrag Japans, 
Schwedens und Österreichs, der 
m it 52 Stimmen bei 19 Enthal
tungen und neun Gegenstimmen 
des Sowjetblocks angenommen 
wurde. U NO -D elegierte w iesen 
darauf hin, daß hierbei a frika
nische Länder, w ie  Tunesien 
und der Sudan, fü r den W esten 
stimmten und sich kein ara
bisches Land dem sowjetischen 
Standpunkt anschloß. In  dieser 
Resolution drückt der Politische 
Ausschuß die Hoffnung aus, daß 
es zu einem für alle annehm
baren Übereinkommen kommt.

SED will Flüchtlinge zurückholen
„Keine Strafe allein wegen Republikflucht zu befürchten“

UNO"Appell an die Atommächte
Afro-asiatische Staaten stimmten nicht , , für Moskau



Morgens um 8 geschlossen zur „Wahl“
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin  (Eigenbericht)
D ie  SED - Propaganda w ill 

Deutschland in  zwei H älften  te i
len, in eine gute und eine böse. 
D ie  Zahl der Verbrechen in  der 
Bundesrepublik w ird  der Zahl 
der neuerbauten Kinderkrippen 
in  der Zone gegenübergestellt. 
D ie  krasse Schwarweißmalerei 
ist die größte Gefahr und der 
größte Unsinn dieser Zeit. Is t 
es nicht bedauerlich, daß deut
sche Menschen so etwas schrei
ben, drucken und lesen müssen?

LEIPZIG
W eiter Reisebeschränkungen. 

A u f dem Volkspolizeikreisamt 2 
w ird  den Antragstellern erklärt, 
nur der dürfe nach dem Westen 
fahren, der die D D R  dort w ür
d ig  vertrete. „W er fährt, be
stimmen w ir.“

250 Privatbetriebe warten auf 
Entscheidung. Eine Brigade des 
Ministeriums der Finanzen 
stellte in Le ip zig  fest, daß dort 
noch 250 Eigentümer von P r i
vatbetrieben warten, ob sie eine 
staatliche Beteiligung bekom
men. Eine ind ifferente E instel
lung der Antragsteller zum 
Staat, heißt es in  der Erklä
rung, dürfe kein Grund zur A b
lehnung sein, denn die Gewäh
rung einer solchen staatlichen 
Beteiligung habe „erzieheri
schen Ein fluß“ . D ie antragstel
lenden Besitzer müßten jedoch 
den politischen Realitäten mehr 
Rechnung tragen und dürften 
keine überhöhten Tätigkeitsver
gütungen verlangen, die m it der 
Qualifikation des geschäftsfüh
renden Komplementärs nicht in 
Einklang zu bringen seien.

MAGDEBURG
„Gefahr droht —  Milch kann 

G ift sein“ heißt eine Sonder
illustrierte, die als W affe für 
den Agitator von der Bezirks
leitung der SED in Magdeburg 
verte ilt w ird. Darin stehen so
genannte Enthüllungen w ie 
z. B . : „Durch amerikanische
Atombombenexplosionen ver
seuchte Regenwolken hatten 
sich an Bergen der Bayerischen 
Alpen, des A llgäu und des 
Schwarzwaldes entladen und 
haben die fruchtbaren W eiden 
an den Gebirgshängen und in 
den Tälern  vergiftet. V ieh er

krankte. Bei immer mehr Men
schen zeigten sich Herzerkran
kungen, Kreislaufstörungen und 
Schlaflosigkeit. Es grassieren 
Leukämie, Krebs und K inder
sterblichkeit.“ Diese und w e i
tere Parolen sollen bis zur 
W ahl am 16. Novem ber ständige 
Begleiter a ller Referenten und 
Agitatoren sein.

Ausspracheabend über Sorgen 
der Bevölkerung. SED-Funktio- 
näre nannten die Gründe fü r die 
Sorgen der Bevölkerung und 
sagten, es läge an der Unbe
weglichkeit mancher staatlichen 
Leitungen, am herzlosen A d 
ministrieren und in dem Un
glauben an die K ra ft  der A rb e i
ter und Bauern.

WURZEN
Postsachen verschwinden. 

Mehrere Einwohner, die A nge
hörige in der Bundesrepublik 
haben, beklagen sich über das 
Verschwinden von Postsendun
gen. Einschreibebriefe seien zu
rückgekommen, um zu verhin
dern, daß die Angehörigen m it 
„Republikflüchtigen“ Kontakt 
bekämen. Beschwerden nutzten 
nichts. Bewohner der Stadt 
wurden zum T e il vorgeladen, 
um Beauftragten der P o lize i
behörden Auskunft über V er
bindungen nach Westdeutsch
land zu geben.

Panzerfahrer verpflichten sich. 
Auch Angehörige der „Nationa
len Volksarmee“  müssen eine 
Verpflichtungsmappe zu Ehren 
der „Volkswahlen“  zusammen
stellen. Panzerfahrer haben sich 
demnach verpflichtet, die 
Nutzungsnorm ihrer Fahrzeuge 
um 100 Motorstunden zu unter
bieten. Im  übrigen: „Morgens 
um 8 Uhr w ird  geschlossen zur 
W ahl marschiert!“

OEBISFELDE
Als bösw illige Gerüchte wur

den Gespräche der Bevölkerung 
kritisiert, es seien Vorbereitun
gen im Gange, die Berlin-Rei
sen durch neue Formalitäten 
oder einen Ausweisumtausch zu 
kontrollieren. Außerdem sei das 
Gerede von schleichenden Pre is 
erhöhungen eine „negative Stim
mungsmache“. W o  solche E r
scheinungen auftreten, müßte 
man diesen energisch zu Leibe 
rücken und bei den zuständigen 
Organen der Staatsmacht 
„Krach“  schlagen. A u f einer 
Wahlversammlung wurde die 
F rage  nach der Schaffung eines 
„K leinen Grenzverkehrs“  ent
lang der Demarkationslinie ab
gelehnt. Es hieß „D er Feind 
lauere wenige K ilom eter von der 
Grenze, um die Arbeiter- und 
Bauernmacht zu überfallen“ . 
Westdeutschland sei Haupt
kriegszentrum !

B r u d e r z w i s t  i n  d e r  d ä n is c h e n  K P
„Titoisten“ gegen „Kremltreue“  — Larsen ausbooten?

Kopenhagen (ap). A u f dem 
Kongreß der dänischen K om 
munistischen Partei ist es be
reits in den ersten Stunden zu 
heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen dem „titoistischen“ 
F lüge l unter dem Parte ivor
sitzenden Aksel Larsen und der 
moskautreuen Gruppe gekom
men. Der Führer der „K rem l
treuen“ , Parteisekretär Poul 
Thomsen, griff scharf ein M e
morandum des Parteivorsitzen
den an, in dem Larsen eine 
selbständigere Po litik  der däni
schen Kommunisten gefordert 
hatte, damit sie das Vertrauen 
der W ähler gewinnen könnten. 
Larsen hatte eine kritischere 
Haltung gegenüber Moskau

empfohlen, Jugoslawien als so
zialistisches Land gelobt und 
die Hinrichtungen ungarischer 
Kommunisten verurteilt.

Thomsen erklärte, dieses M e
morandum habe „W ege  geöff
net, die falsch und dem Sozia
lismus fremd sind“ und habe 
„den W eg  fü r revisionistische 
Ansichten und Tendenzen ge
ebnet“ . D ie dänischen Kommu
nisten dürften die Sowjetunion 
nicht kritisieren, w eil es nur 
zwei Fronten —  den Kapita lis
mus und den Sozialismus — 
gebe und die Kommunisten sich 
hundertprozentig auf die Seite 
des Sozialismus stellen müßten.

Larsen trat am zweiten Kon
greßtag zurück.



Nene Ära für die Kirche?
Papst Johannes XXIII. — Die Persönlichkeit und ihre Ziele

V o n  u n s e r e m  K o r r e s p o n d e n t e n

H. Rom, Anfang November
Die Persönlichkeit des neuen 

Papstes Johannes’ X X I I I .  wurde 
schon in den ersten 24 Stunden 
seines Pontifikats in den Grund
zügen ebenso sichtbar w ie  ge
wisse Grundlinien seiner ober
hirtliehen Handlungsweise. Un
m ittelbar nachdem Angelo Ron- 
calli die W orte : „Ich  nehme 
an“ gesprochen hatte und damit 
Papst Johannes X X I I I .  wurde, 
kniete er in  der Sixtinischen 
Kapelle vor dem gesamten K ar
dinalskollegium nieder und 
weinte. E r weinte lange und 
aus vollem  Herzen. Es w ar ein 
erschüttertes und erschüttern
des Weinen, in welchem sich 
überwältigtsein, Dankbarkeit, 
Freude und das besorgte W is 
sen um die große Schwere der 
neuen Verantwortung misch
ten. Dann sammelte der Papst 
sieh zum Gebet. A ls er auf die 
Logg ia  von St. Peter trat, w ar 
seine Stimme von kraftvoller 
Energie getragen, und a lle 
H örer waren davon überrascht 
und beeindruckt.

Fröm m igkeit und Demut, aber 
auch Festigkeit, starker W ille , 
Selbstbewußtsein und Zielstre
b igkeit vereinten sich also 
schon in  der ersten Stunde. Un
m ittelbar danach fo lgten  die 
ersten Amtshandlungen, die 
Ernennung des Konklavesekre
tärs Msgr. Jorio zum Kardinal 
durch einfache Überreichung 
seiner eigenen Kardinalsmütze 
und die Beförderung des bis
herigen Maestro di Camera 
Msgr. Callori die V ignale zum 
Majordomus der Vatikanpaläste. 
M it der ersten Ernennung 
knüpfte Johannes X X I I I .  an 
eine Tradition  an, die seit 
L eo  X I I I .  unterbrochen ge
wesen ist. D ie Stellung eines 
Majordomus w ar seit Jahr
zehnten unbesetzt geblieben.

In  Rom  sind diese Vorgänge 
sofort als symbolisch • erkannt 
und bezeichnet worden. Der 
ausgezeichnete Kenner vatika
nischer Verhältnisse, Silvio 
Negro, schreibt im  „Corriere 
délia Sera“  : „Es soll damit 
gezeigt werden, daß sich im 
Vatikan ■ der Stil ändert, daß 
dort eine neue Epoche beginnt.“ 
Gemeint ist damit in  erster

L in ie, der neue Papst werde 
zunächst so schnell w ie  möglich 
zahlreiche unbesetzte und da
durch inaktive Ämter der 
K irche besetzen und e in .K o n 
sistorium einberufen, um das 
Kardinalskollegium  auf das 
Plenum von 70 zu bringen.

Ziel: Weltbefriedung
W enn man annehmen kann, 

daß Johannes X X I I I .  der K ir 
chenverwaltung w ieder ihre 
vo lle  K ra ft  geben w ill, so kann 
man jetzt schon sicher sein, 
daß dies auch dem moralisch
politischen Z iel einer W e lt
befriedung dienen w ird, dem 
Versuch, an der Überwindung 
der Trennung der W e lt beizu
tragen, selbstverständlich ohne 
unmögliche Zugeständnisse an die 
Kommunisten, jedoch auch ohne 
Rücksicht auf hyperkonservative 
Integralisten, welche die K irche 
am liebsten zur Bannerträgerin 
von Gruppen politischer Sonder
interessen machen möchten.

Es w ird  dies ausdrücklich vom 
römischen „Messaggero“ , w e l
cher der Regierung Fanfani 
nahesteht, unterstrichen, wenn 
er schreibt: „Johann X X I I I .  ist 
fre i von jeder A rt von Banden, 
die man als traditionalistisch 
bezeichnen kann und die jeder 
Achtung w ert sind, jedoch nicht 
selten die In itiative eines Pap
stes eingeengt haben.“  Das 
gleiche B latt meint, der lang
jährige Aufenthalt des einstigen 
apostolischen Legaten  „in  ost
europäischen Ländern unter 
schismatischer Kirchenverwal
tung w ird  vielleicht deren An
näherung an die katholische 
K irche erleichtern“ .

Freund der Arbeiter
Ministerpräsident Fanfani be

grüßte die W ahl Roncallis m it 
herzlichen W orten, ebenso 
freundlich aber auch Giuseppi 
Saragat, der Chef der m it ihm 
verbundenen Sozialdemokrati
schen Parte i Italiens. Saragat 
schreibt in  seinem Blatt „Giu- 
stizia“ : „W ir  schließen uns der 
Freude der katholischen A r 
beiter an.“  Saragat, der 1944 
italienischer Botschafter in P a 
ris gewesen ist, hatte dort oft 
Gelegenheit, dem damaligen 
Nuntius zu begegnen und seine

Menschenfreundlichkeit kennen
zulernen. Selbst ein ige anti
kommunistische Nenni - Sozia
listen sahen in der W ahl Ron
callis ein Symptom fü r die 
Tendenzen, die erstarrten ideo
logischen Fronten der W e lt  auf
zulockern. N ur die Faschisten 
und Kommunisten verhalten 
sich m it ihrem U rte il zurück
haltend. Deutsche Persönlich
keiten im  Vatikan und an der 
deutschen Botschaft am H e ili
gen Stuhl äußerten die Ansicht, 
daß auch das deutsche V olk  m it 
dieser W ahl zufrieden sein 
könne, zumal Roncalli seine 
Aufgeschlossenheit gegenüber 
den deutschen Problem en be
w iesen habe.

Ein Humanist
Der ehemaligen Nuntius- 

Tä tigkeit in  Paris gedenken 
die Franzosen m it besonderer 
Emphase. Sie rechnen m it 
einem verstärkten Einfluß der 
sechs französischen Kardinäle 
in  bezug auch auf w eltau f
geschlossenes, zeitgenössisch 
dynamisches, nicht nur traditio- 
nalistisches theologisches Den
ken, im  Sinne dessen, was man 
die „theologische Avantgarde 
Frankreichs“ bezeichnet hat —  
eine „Avantgarde“ , die ‘in K re i
sen der Ultrakonservativen in 
Rom  keineswegs immer auf 
Sympathien stieß. In  diesem 
Zusammenhang w ird  o ft davon 
gesprochen, Johannes X X I I I .  
w erde seinen Freund, Msgr. 
Montini, den Erzbischof von 
Mailand, bald zu seinem Staats
sekretär und bei nächster Ge
legenheit zum Kardinal machen. 
Doch sind solche Vermutungen 
noch zu früh. Montini selbst 
hat die W ah l Roncallis aus 
verständlichen Gründen m it 
großer Freude begrüßt. Montini 
lobte die gü tige Menschlichkeit 
Roncallis, sein frommes P r ie 
stertum und seine diplomati
schen Fähigkeiten. Außerdem 
liebe der neue Papst sehr den 
Humanismus, die Kunst und 
das geistvolle, auch w itzige 
Gespräch.

„Vom Volke geboren“
D er neue Papst wurde „Vom 

Volke und m it dem Volke ge- 
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Hintergründe der „SOS“-Verhaftungen
Früherer Mitarbeiter des „Neuen Deutschland“  war Chefredakteur

Berlin  (Eigenm eldim g). Eine in  W estberlin  erscheinende Zei
tung fi ir  „w eltw e ite Verständigung“  m it dem Namen „SOS“ 
hat ih r Erscheinen eingestellt. Ih r verantwortlicher Chefredak
teur Manfred Roh ling und fün f seiner ständigen M itarbeiter 
sitzen hinter Gittern, im  Untersuchungsgefängnis sorgfä ltig  
voneinander getrennt.

Es handelt sich um den 54- 
jährigen  Inhaber des SOS-Ver- 
lages, Oskar Fanselow  aus 
Neukölln, den 39jährigen Chef
redakteur Manfred Roh ling aus 
Grunewald, den 29jährigen R e 
dakteur H orst Esser aus W il
m ersdorf und drei fre ie  M it
arbeiter, den 56jährigen W il
helm Tichauer aus W ilm ersdorf, 
den 47jährigen Pau l Schulz aus 
B ritz  und den 32jährigen H art
mut Bunke aus Zehlendorf. Sie 
stehen, w ie  gemeldet, unter 
dem schweren Verdacht der 
Agententätigkeit und der K on 
spiration m it östlichen Dienst
stellen. D ie Redaktions- und 
Verlagsräume der Zeitung „SOS“ 
wurden von der Krim inalpolizei 
eingehend durchsucht. Das E r
gebnis ist bisher noch nicht be
kanntgegeben worden, da f ie 
berhaft w eiter erm ittelt w ird.

D er durch die Verhaftung 
offenkundig gewordene V er
dacht gegen  diese Zeitung, öst
lichen Interessen zu dienen, ist 
nicht neu. Schon M itte dieses 
Jahres hatte man ihre M itarbei
ter scharf unter die Lupe ge
nommen. Der in Berlin-Grune- 
w ald  wohnende Manfred Rohling 
war früher Redaktionsm itglied 
der SED-Zeitung „Neues 
Deutschland“ und M itarbeiter 
des kommunistischen „Aus
schusses fü r Volksbefragung“ . 
D ieser Ausschuß wurde seiner
zeit durch Senatsbeschluß ver
boten und aufgelöst.

B ei Gründung der Zeitung 
„SOS“ erschien sie zunächst mit 
dem Untertitel „Organ der N ot
gemeinschaft fü r den Frieden 
Europas“ . D ie Leser dieser Zei
tung ahnten nicht, daß das 
B latt sich einer nach außen hin 
nicht sichtbaren kommunisti
schen Förderung erfreute. Als 
dieser Untertitel anscheinend 
nicht mehr zog, änderte man 
ihn in „Deutsche Friedensge
sellschaft Landesverband B er
lin“  um. Dagegen wehrte sich 
jedoch schon bald der Bundes
vorstand der Deutschen F rie - 
densgesellschaft, und so lautete

der U ntertitel der nächsten 
Ausgabe „Zeitung fü r w eltweite 
Verständigung“.

D ie Herausgeber verstanden 
es meisterhaft, den Eindruck zu 
erwecken, als bestände zwischen 
ihnen und demokratischen P a r
teien und Organisationen vo ll
stes Einverständnis in grund
sätzlichen -Fragen gemeinsamer 
Po litik .

Das Mißtrauen gegen die H er
ausgeber der Zeitung ver
schärfte sich dann, als das 
B latt in  der Ausgabe vom
2. Mai dieses Jahres sehr offen
sichtlich Wahlpropaganda fü r 
die SED machte. D er Verdacht 
tauchte auf, daß R oh ling seine 
Zeitung aus östlichen Zuwen
dungen finanzierte. D ie  Auflage 
betrug seinerzeit lediglich 3000 
Exemplare, und man mußte 
sich den K o p f darüber zerbre
chen, w ie  die Redaktion in der 
L a ge  sein, konnte, häufig Son
derauflagen bis zu 50 000 Stück 
kostenlos zu verbreiten. Roh
lin g  hatte seinerzeit entschie
den bestritten, vom  Osten 
finanziert zu werden. E r  sprach 
von Spenden von „Gesinnungs
freunden“ , die allerdings kei
nen W ert darauf legten, ihre 
Namen genannt zu wissen. 
Spenden hatte die Zeitung tat
sächlich erhalten; das ergab 
eine Prü fung der Finanzlage 
der Zeitung. Es wurde aber 
auch festgestellt, daß es sich, 
„um Personen handelt, bei 
denen unterstellt werden muß, 
daß sie ihren ständigen W ohn
sitz im  sowjetisch besetzten Ge
b iet haben“ .

D er fegte Leserkreis dieser 
Zeitung w ar nur sehr gering. 
Aufschlußreich jedoch die T e il
nehmer an den ständigen Leser
versammlungen, die diese Zei
tung periodisch abhielt. Dieser 
K re is  setzte sich aus wenigen 
politischen Gütgläubigen, in 
der Hauptsache aber aus M it
gliedern kommunistischer Tarn- 
organisationen, w ie  „Berliner 
Friedensrat“ , „Nationale Front“ 
und „Gesellschaft fü r Deutsch-

Sowjetische Freundschaft“ , zu
sammen.

D ie Erm ittlungen werden fo rt
gesetzt. Soviel scheint aber 
schon je tz t festzustehen: die
Herausgabe der Zeitung „SOS“ 
wurde m it östlichen M itteln 
finanziert.

Neue Sra?
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boren“ , schreibt der römische 
„M essaggero“ . E r hat mannig
fache Erfahrungen: als Priester, 
als Seelsorger, als Kirehenver- 
w alter, als Diplomat, als K ir 
chenfürst. Verschiedene Spra
chen beherrscht er, so Fran
zösisch, Spanisch und Rumä
nisch, von anderen besitzt er 
wenigstens elementare Kennt
nisse, so u. a. von der deut
schen Sprache. Im  Lau fe seiner 
langen priesterlichen Tä tigkeit 
hat er sich vo r allem  Verständ
nis erworben fü r die Problem e 
der modernen Industriegesell
schaft, insbesondere fü r die 
vielfach nicht nur materiell, 
sondern auch seelisch und gei
stig  unerfüllte Arbeiterklasse in 
manchen Ländern Europas und 
in  Übersee.

Der gute Steuermann
Man hat schließlich versucht, 

die Prophezeiung des Malachias 
in bezug auf sein Pontifikat zu 
deuten. W as hat Angelo Ron- 
ca lli m it - der Kombination 
„Pastor et Nauta“ , Seelenhirt 
und Schiffer, zu tun? Roncalli 
hat m it dem fü r ihn charakte
ristischen Humor lachend die 
Version auf genommen, es weise 
dies auf seine Gewohnheit hin, 
in Venedig, wo er Patriarch 
war, fü r seine Besuche M otor
boote zu benutzen, und er 
müsse daher Motorbootschiffer 
heißen. D er „Osservatore R o 
mano“ deutet die Prophezeiung 
auf seine A rt : der Seelenhirt 
sei Seemann in  den Gewässern 
der W elt, und es gehöre zu 
seinem Amt, dem Sturm E in
halt zu bieten und die W asser 
zu beruhigen. Sicher w ird  der 
„Seemann“ Johannes X X I II . ,  
der auch ein guter Steuermann 
sein muß, manchen Klippen 
und Untiefen begegnen. Seine 
Freunde meinen, er habe, trotz 
seines hohen Alters, dazu den 
M ut und die K ra ft.



Pasternak schreibt an Chrustschow
„Lassen Sie mich in Rußland bleiben“

Moskau (ap). D er russische Schriftsteller Boris Pasternak hat 
sich an den sowjetischen Parteichef und Ministerpräsidenten 
Chrustschow m it der B itte gewandt, ihn nicht aus der Sow jet
union auszuweisen. E in Beben außerhalb Kußlands, m it dem er 
durch seine Geburt, sein Beben und seine A rbeit verbunden 
sei, so versicherte Pasternak in  seinem B rie f an Chrustschow, 
könne er sich nicht vorstellen. Kurz nach der Bekanntgabe 
dieses Briefes durch Kadio Moskau teilte d ie sowjetische 
Nachrichtenagentur TASS amtlich m it, daß es Pasternak fre i
stehe, die Sowjetunion zu verlassen.

Pasternak, der eine Abschrift 
seines Briefes auch dem Zentral
komitee der sowjetischen K P  
zugehen ließ, erklärt wörtlich: 
„D ie  Grenzen meiner Heim at zu 
verlassen, is t fü r mich gleich
bedeutend m it dem Tod, und 
ich bitte Sie, nicht diese 
äußerste Maßnahme gegen mich 
zu ergreifen. Ich kann sagen —  
m it der Hand auf dem Herzen 
— , daß ich etwas fü r die sow je
tische L iteratu r getan habe und 
ih r noch nützlich sein kann. 
W as auch meine Feh ler und 
Irrtüm er gewesen sein mögen, 
so konnte ich m ir nicht vor-

„Dr. Scliiwago" 
ia  der UdSSR?

Den Haag (ap). Eine russische 
Ausgabe des „D r. Schiwago“ ist 
nach M itteilung des italienischen 
Verlegers Feltrinelli, dem P a 
sternak das Buchmanuskript m it 
allen Hechten überlassen haben 
soll, inzwischen in  einer hollän
dischen Druckerei unberechtigt 
gedruckt worden. Auch behaup
tete Feltrinelli, daß 1200 Exem 
plare dieser russischen Ausgabe 
während der letzten Wochen 
der Brüsseler W eltausstellung 
vom  Informationsamt des va ti
kanischen Pavillons verte ilt und 
auf diese W eise in  die Sow jet
union gelangt seien. H ierzu er
klärte ein Sprecher des vatika
nischen Presseamtes, daß dar
über in der Vatikanstadt nichts 
bekannt sei.

stellen, daß ich in  das Zentrum 
einer solchen politischen Kam 
pagne geraten würde, die im 
W esten in meinem Namen ent
facht wurde.“

W eitere direkte Z itate aus 
dem B rie f Pasternaks wurden 
bisher in  der Sowjetunion nicht 
veröffentlicht. Im  Anschluß an 
die Bekanntgabe des Briefes

erklärte TASS, daß Pasternak, 
der „in  seinem antisowjetischen 
Buch ,Dr. Schiwago* die soziale 
Ordnung und das V o lk  verleum
det“  habe, nach w ie  vo r die 
M öglichkeit habe, die Grenzen 
der Sowjetunion zu verlassen, 
um persönlich alle „H errlich
keiten des kapitalistischen P a 
radieses“ zu erleben^ Von einer

Paris (ap/dpa). D ie schnelle 
Umstellung der Landstreit
krä fte der N A T O  auf die Fern* 
Waffenkriegführung kündigte 
General Norstad, der Ober
befehlshaber der N ATO -Stre it- 
krä fte in  Europa, in  Paris  an.- 
B is  1963 soll die Zahl der 
Raketen-Bataillone auf 100 er
höht werden. Durch diese Um 
stellung der Landstreitkräfte 
können, w ie  Norstad sagte, 
etwa 30 bis 40 Geschwader her
kömmlicher F lugzeuge außer 
Dienst gestellt werden. D ie 
verbleibenden Lu ftstre itkräfte 
sollen durch Verwendung neuer 
Flugzeugtypen und durch ver
mehrten Einsatz von Raketen- 
waffen immer „au f der Höhe“ 
gehalten w erden ; Befürchtun
gen, daß die Lu ftstre itk räfte 
der N A T O  etwa bis zum Jahre 
1961 überholt sein könnten,; 
seien daher gegenstandslos.

Norstad gab den Journalisten 
einen Bericht über die Unter
suchung der N A T O  - Studien
gruppe zur Feststellung der 
idealen Wehrdienstdauer. Da
nach lassen die Ergebnisse er
kennen, daß der durchschnitt
liche Soldat nach 12 bis 15 M o
naten immer noch lerne. Das 
bedeutet fü r die Regierungen, 
daß sich die Ausbildung erst 
nach dieser F r is t  zu lohnen 
beginnt.. A llerdings seien die

Möglichkeit, in  die Sowjetunion 
zurückzukehren, w ird  in  dieser 
Erklärung nicht gesprochen.. 
Ebensowenig darüber, ob P a 
sternak beim  Verlassen der So
w jetunion von seiner Fam ilie 
beg leitet werden könnte. D er 
B r ie f des russischen Schrift
stellers nimmt offenbar Bezug 
auf die vom  sowjetischen 
Schriftstellerverband erhobene 
Forderung, ihm die sowjetische 
Staatsbürgerschaft abzuerken
nen. Auch veröffentlicht das Or
gan des Verbandes „L iteratu r
naja Gasjeta“  eine Reihe von 
kritischen Stimmen aus allen 
Teilen  der Sowjetunion, deren 
Ton  die Forderung ist:, „W e r ft  
ihn raus!“

Bedingungen in  den einzelnen 
Ländern so verschieden, daß 
man keine allgem eingültigen 
Empfehlungen geben könne.;

Rom weist Protest zurück
Eom  (ap/dpa).. 48 Stunden 

nach der Überreichung hat die 
italienische Regierung am Mon
tag  einen sowjetischen Protest 
gegen  die Errichtung von A b 
schußbasen fü r Mittelstrecken
raketen auf italienischem Ge-, 
b iet „m it Entrüstung zurück-, 
gewiesen“ .- Im  A u fträge des 
Ministerpräsidenten erklärte ein 
Sprecher, die Sowjetunion habe 
keinerlei Recht, sich in  die in
neren Angelegenheiten Italiens 
einzumischen, zu denen ein
deutig Verteidigungsmaßnah-. 
men gehörten.

In  der N ote hatte die Sow jet
union behauptet, die Errichtung 
von Abschußbasen fü r Raketen 
in  Ita lien  verstärke die Gefahr 
eines Atom waffenkrieges in  
Europa. In  der heutigen Zeit 
sei aber ein K rieg , in  dem 
Raketen verwendet werden, ein 
A tom krieg m it a ll seinen kata
strophalen Folgen  fü r die Be
völkerung*

100 Raketen-Bataillone bis 1963
General Norstad über die NATG-Pläne



BILDER DER WOCHE: O b e n :  Papst Johannes X X III. gekrönt. Der Augenblick 
der Krönung. Kardinal Canali setzt dem Papst die Tiara aufs Haupt. — U n t e n :  
Im alten Königspalast von Madrid überreichte Frau Vijaya Lashmi Pandit, die 
Schwester des indischen Ministerpräsidenten Nehru, ihr Beglaubigungsschreiben als 

Botschafterin Indiens Staatschef Franco.


